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Günter Großer

Konjunktur­
politik
als Geduldsprobe

Konjunkturprognosen sind 
letztlich Voraussagen

menschlicher Verhaltensweisen 
und nicht etwa naturgesetz­
licher Abläufe. Die darin be­
gründeten Probleme sind am 
größten vor konjunkturellen 
Wendepunkten, d. h. wenn es 
um die Voraussage eines Ten­
denzumschwungs in den Verhal­
tensweisen geht. Genau in die­
ser Phase wurde die jüngste 
Gemeinschaftsdiagnose der Wirt­
schaftsforschungsinstitute erar­
beitet. Sie kam zu dem Schluß, 
daß ein neuer Aufschwung nun­
mehr bevorstehe, wenngleich 
noch Unsicherheit über den 
Zeitpunkt der Wende und die 
Intensität der Aufwärtsbewe­
gung bestehe.

Die Zuversicht über die Been­
digung der Rezession wird aus 
der Einschätzung der expansi­
ven Impulse abgeleitet, die von 
der Wirtschaftspolitik ausgehen. 
So werden die Auswirkungen

der Steuer- und Kindergeldre­
form nach Überwindung der 
Anlaufschwierigkeiten durchaus 
den ursprünglich erwarteten 
Umfang erreichen. Daneben 
spielen die Anstöße durch die 
Gewährung der Investitionszu­
lage eine wichtige Rolle. Mag 
die Befristung zunächst im ein­
zelnen Fall auch nur zu einem 
Vorziehen ohnehin geplanter 
Bestellungen führen, so können 
doch von der dadurch ausge­
lösten Füllung der Auftragsbü­
cher eine Besserung der Unter­
nehmererwartungen und optimi­
stischere Dispositionen erwartet 
werden. Sobald sie sich in Pro­
duktionssteigerungen niederzu­
schlagen beginnen, wird sich — 
von den gemäßigten Lohnab­
schlüssen begünstigt — auch die 
schlechte Ertragslage der Unter­
nehmen bessern. Damit wären 
die Weichen für eine Selbstver­
stärkung des Aufschwungs über 
die Erholung der Investitionsnei­
gung gestellt.

Die Angebote der Konjunktur­
politik werden von den Unter­
nehmen sicherlich nur genutzt 
werden, wenn der von der Öl­
krise forcierte Wachstumspessi­
mismus als kurzfristiges Phäno­
men erkannt wird, zumindest 
aber als weitgehende Übertrei­
bung. Gewiß erfordert die starke 
Verschiebung der Preisrelatio­
nen im Außenhandel zu Lasten 
der Industrieländer, die sich aus 
der Ölpreisexplosion ergab, 
strukturelle Anpassungen; dabei 
ist indes eine starke Abflachung 
des Wachstumspfades keines­
wegs zwangsläufig. Und was 
schließlich die Spekulationen 
über die „Grenzen des Wachs­
tums“ anbetrifft, so ist die End­
lichkeit der irdischen Ressour­
cen eine Selbstverständlichkeit. 
Doch besteht kein vernünftiger 
Grund, weshalb malthusianische 
Knappheitsprophezeiungen — 
anders als früher — die welt­
wirtschaftlichen Entwicklungs­
bedingungen jetzt schlagartig 
verschlechtert haben sollten.

Viel bedeutsamer sind für die 
deutsche Wirtschaft die konjunk­
turellen Einflüsse aus dem Aus­
land. Angesichts der hohen wirt­
schaftlichen Verflechtung über

die Grenzen hinweg würde ein 
Fortgang der weltweiten Rezes­
sion dem Optimismus die Grund­
lage entziehen. Aber die auch 
in anderen Industrieländern er­
griffenen Maßnahmen zur kon­
junkturellen Wiederbelebung 
lassen erwarten, daß die Aus­
landsnachfrage bald kein Hemm­
nis mehr für die Konjunktur­
wende in der Bundesrepublik 
sein wird. Allerdings bedeutet 
dies immer noch, daß der Auf­
schwung nicht — wie häufig in 
früheren Zyklen — vom Export 
ausgelöst wird, sondern von der 
Inlandsnachfrage. Andernfalls 
würde auch die Überschußposi­
tion der Bundesrepublik für die 
Partnerländer allmählich uner­
träglich.

Von der Belebung der Nach­
frage in der Bundesrepublik 
werden noch keine Anstöße aus­
gehen, die den Prozeß der Preis­
stabilisierung wieder beenden 
könnten. Vielmehr wird sich der 
Preisauftrieb in allen Bereichen 
weiter abschwächen. Dazu trägt 
auch die deutliche Verlangsa­
mung des Lohnkostenanstiegs 
bei, die sich nach den niedrige­
ren Lohnerhöhungen bei wieder 
zunehmender Produktivität er­
gibt. So dürfte die Inflationsrate 
bei den Verbraucherpreisen ge­
gen Jahresende im Vorjahrsver­
gleich unter 5%  sinken.

Da die Produktionszunahme 
erfahrungsgemäß zunächst zur 
Nutzung der Produktivitätsreser­
ven und zum Abbau der Kurz­
arbeit führt, wird die Zahl der 
Beschäftigten saisonbereinigt 
noch bis in den Sommer hinein 
abnehmen, wenn auch schwä­
cher als bisher. Die Institute 
nehmen an, daß es dann vom 
Herbst an zu einer konjunkturel­
len Besserung der Arbeitsmarkt­
lage kommen wird. Bis dahin 
bleiben die wirtschaftspoliti­
schen Instanzen einer harten 
Geduldsprobe ausgesetzt. Sie 
läßt sich angesichts der unver­
meidlichen Wirkungsverzögerun­
gen auch nicht verkürzen. Zu­
sätzliche expansive Maßnahmen 
würden lediglich die angestrebte 
Verstetigung der Konjunkturent­
wicklung und Stabilisierung des 
Preisniveaus gefährden.
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